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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 30.08.2012

Norm

AsylG 2005 §10 Abs5

AVG §66 Abs4

1. AsylG 2005 § 10 heute

2. AsylG 2005 § 10 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.07.2011 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.04.2009 bis 31.12.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2009

10. AsylG 2005 § 10 gültig von 09.11.2007 bis 31.03.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 75/2007

11. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AVG § 66 heute

2. AVG § 66 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 66 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch

C10 415368-1/2010/7E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Daniel LEITNER als Vorsitzenden und den Richter MMag. Dr. René

BRUCKNER als Beisitzer über die Beschwerde des minderjährigen XXXX, StA. Mongolei, gegen den Bescheid des

Bundesasylamtes vom 26.08.2010, Zl. 10 04.600-BAL, in nichtöDentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof

hat durch den Richter Mag. Daniel LEITNER als Vorsitzenden und den Richter MMag. Dr. René BRUCKNER als Beisitzer

über die Beschwerde des minderjährigen römisch 40 , StA. Mongolei, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom

26.08.2010, Zl. 10 04.600-BAL, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Der Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und dieser gemäß § 66 Abs.

4 AVG ersatzlos b e h o b e n.Der Beschwerde gegen Spruchpunkt römisch drei. des angefochtenen Bescheides wird

stattgegeben und dieser gemäß Paragraph 66, Absatz 4, AVG ersatzlos b e h o b e n.
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Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrömisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt

I.1. Verfahrensgangrömisch eins.1. Verfahrensgang

1. Der Vater als gesetzlicher Vertreter des minderjährigen Beschwerdeführers hat am 27.05.2010 schriftlich beim

Bundesasyalmt gemäß § 3 iVm § 17 Abs. 3 Asylgesetz 2005 den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz

gestellt.1. Der Vater als gesetzlicher Vertreter des minderjährigen Beschwerdeführers hat am 27.05.2010 schriftlich

beim Bundesasyalmt gemäß Paragraph 3, in Verbindung mit Paragraph 17, Absatz 3, Asylgesetz 2005 den

gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz gestellt.

2. Mit Eingabe vom 31.05.2010 wurde durch die Mutter des Bf. als dessen gesetzliche Vertreterin beantragt, dem Bf. als

unverheiratetes minderjähriges Kind gemäß § 34 Abs 1 Z 2 AsylG 2005 vom Vater abgeleitet den Status eines subsidiär

Schutzberechtigten zuzuerkennen.2. Mit Eingabe vom 31.05.2010 wurde durch die Mutter des Bf. als dessen

gesetzliche Vertreterin beantragt, dem Bf. als unverheiratetes minderjähriges Kind gemäß Paragraph 34, Absatz eins,

Ziffer 2, AsylG 2005 vom Vater abgeleitet den Status eines subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen.

3. Am 04.08.2010 wurde dem Bundesasylamt eine Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zum Thema

Staatsbürgerschaft und Aufenthaltsrecht in der Mongolei übermittelt. 18.09.2006 fand vor einem Organ des

öffentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche Erstbefragung der Bf. statt.

4. Am 24.08.2010 wurde die Mutter des Bf. als gesetzliche Vertreterin des Bf. vor dem Bundesasylamt, Außenstelle Linz

(im Folgenden: BAL), im Asylverfahren niederschriftlich einvernommen.

5. Das Bundesasylamt hat mit dem oben im Spruch angeführten Bescheid, zugestellt am 30.08.2010 durch

Hinterlegung, den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.), gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 bezüglich

der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Mongolei abgewiesen

(Spruchpunkt II.) und die Ausweisung des Bf. gemäß¿§ 10 Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 AsylG 2005 aus dem österreichischen

Bundesgebiet vorübergehend unzulässig erklärt (Spruchpunkt III.).5. Das Bundesasylamt hat mit dem oben im Spruch

angeführten Bescheid, zugestellt am 30.08.2010 durch Hinterlegung, den gegenständlichen Antrag auf internationalen

Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005

abgewiesen (Spruchpunkt römisch eins.), gemäß Paragraph 8, Absatz eins, ZiDer eins, AsylG 2005 bezüglich der

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Mongolei abgewiesen

(Spruchpunkt römisch zwei.) und die Ausweisung des Bf. gemäß¿§ 10 Absatz 2, ZiDer 2 und Absatz 5, AsylG 2005 aus

dem österreichischen Bundesgebiet vorübergehend unzulässig erklärt (Spruchpunkt römisch drei.).

6. Gegen den og. Bescheid des Bundesasylamtes richtet sich die fristgerecht beim Bundesasylamt erstattete und mit

09.09.2010 datierte Beschwerde an den Asylgerichtshof. Darin wurde beantragt, den angefochtenen Bescheid zur

Gänze zu beheben und dem Bf. Asyl zu gewähren, in eventu dem Bf. im Rahmen des Familienverfahrens den Status

des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen und festzustellen, dass die Ausweisung des Bf. unzulässig sei.

Die gegenständliche Beschwerde und die bezughabenden Verwaltungsakten wurden dem Asylgerichtshof am

17.09.2010 vom Bundesasylamt vorgelegt.

7. Mit Beschwerdergänzung vom 06.10.2010, eingelangt beim Asylgerichtshof am 11.10.2010 wurde die Heiraturkunde

betreffend die Eltern des Bf. vorgelegt.

8. Mit Eingabe vom 15.12.2011, datiert mit 13.12.2011 wurde eine Kopie der Rot-Weiß-Rot Karte Plus, ausgestellt für die

Mutter des Bf., übermittelt.

9. Mit Eingabe vom 10.05.2012, datiert mit 09.05.2012, wurde die Kopie der Rot-Weiß-Rot Karte Plus, ausgestellt für

den Vater des Bf., übermittelt.

10. Mit der am 15.05.2012 eingelangten und mit 25.04.2012 datierten Eingabe der Mutter als gesetzliche Vertreterin

des Bf., zog der Bf. die Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkt I. und II. des angefochtenen Bescheides betreDend

Abweisung gemäß § 3 und § 8 Abs 1 AsylG 2005 aus freien Stücken zurück. Zu Spruchpunkt III (Ausweisung

vorübergehend unzulässig) wurde die gegenständliche Beschwerde aufrechterhalten.10. Mit der am 15.05.2012

eingelangten und mit 25.04.2012 datierten Eingabe der Mutter als gesetzliche Vertreterin des Bf., zog der Bf. die
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Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkt römisch eins. und römisch zwei. des angefochtenen Bescheides betreDend

Abweisung gemäß Paragraph 3 und Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 aus freien Stücken zurück. Zu Spruchpunkt

römisch drei (Ausweisung vorübergehend unzulässig) wurde die gegenständliche Beschwerde aufrechterhalten.

Damit sind die Spruchpunkt I. und II. des oben im Spruch angeführten Bescheides des Bundesasylamtes mit

15.05.2012 endgültig in Rechtskraft erwachsen.Damit sind die Spruchpunkt römisch eins. und römisch zwei. des oben

im Spruch angeführten Bescheides des Bundesasylamtes mit 15.05.2012 endgültig in Rechtskraft erwachsen.

I.2. Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens (Sachverhalt)römisch eins.2. Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens

(Sachverhalt)

Der Asylgerichtshof geht auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens von folgendem für die Entscheidung

maßgebenden Sachverhalt aus:

Zur Person der beschwerdeführenden Partei

1. Die Identität des Bf. steht fest. Der Bf. heißt XXXX und wurde am1. Die Identität des Bf. steht fest. Der Bf. heißt

römisch 40 und wurde am

XXXX in XXXX geboren. Der Bf. ist Staatsangehöriger der Mongolei.römisch 40 in römisch 40 geboren. Der Bf. ist

Staatsangehöriger der Mongolei.

2. Der Bf. ist der Sohn des XXXX, afghanischer Staatsangehöriger und der XXXX, Staatsangehörige der Mongolei.2. Der

Bf. ist der Sohn des römisch 40 , afghanischer Staatsangehöriger und der römisch 40 , Staatsangehörige der Mongolei.

Die Eltern des Bf. haben am XXXX in XXXX geheiratet. Der Bf. lebt bei seinen Eltern.Die Eltern des Bf. haben am

römisch 40 in römisch 40 geheiratet. Der Bf. lebt bei seinen Eltern.

Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 29.12.2006 wurde die Berufung des XXXX gegen den

Bescheid des Bundesasylamtes vom XXXX gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen und gemäß § 8 Abs 1 AsylG festgestellt,

dass die Zurückweisung, Zurückscheibung oder Abschiebung des XXXX nach Afghanistan nicht zulässig ist und dem

XXXX eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt. Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom XXXX, wurde die

Beschwerde der XXXX gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom XXXX, gemäß §§ 7 und 8 Abs. 1 AsylG 1997 als

unbegründet abgewiesen.Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 29.12.2006 wurde die Berufung des

römisch 40 gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom römisch 40 gemäß Paragraph 7, AsylG 1997 abgewiesen

und gemäß Paragraph 8, Absatz eins, AsylG festgestellt, dass die Zurückweisung, Zurückscheibung oder Abschiebung

des römisch 40 nach Afghanistan nicht zulässig ist und dem römisch 40 eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt.

Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom römisch 40 , wurde die Beschwerde der römisch 40 gegen den Bescheid des

Bundesasylamtes vom römisch 40 , gemäß Paragraphen 7 und 8 Absatz eins, AsylG 1997 als unbegründet abgewiesen.

Die Eltern des Bf. verfügen jeweils über eine Rot-Weiß-Rot Karte Plus:

XXXX, Magistrat der XXXX XXXX;römisch 40 , Magistrat der römisch 40 römisch 40 ;

XXXX, Magistrat der XXXX XXXX.römisch 40 , Magistrat der römisch 40 römisch 40 .

II. Beweiswürdigungrömisch zwei. Beweiswürdigung

Der Beweiswürdigung liegen folgende maßgebende Erwägungen zugrunde:

II.1. Zum Verfahrensgangrömisch zwei.1. Zum Verfahrensgang

Der oben angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unbedenklichen und unzweifelhaften Akteninhalt der

vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesasylamtes und des Gerichtsakts des Asylgerichtshofes.

II.2. Zur Person und zum Vorbringen der beschwerdeführenden Parteirömisch zwei.2. Zur Person und zum Vorbringen

der beschwerdeführenden Partei

1. Die Feststellungen zur Identität (Name, Geburtsdatum und Geburtsort) und zur Staatsangehörigkeit stützen sich auf

die Angaben der Eltern vor dem Bundesasylamt sowie auf die in Kopie vorgelegte Geburtsurkunde der XXXX XXXX,

Einwohner- und Standesamt vom XXXX, an deren Echtheit und Richtigkeit keine Zweifel entstanden sind.1. Die
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Feststellungen zur Identität (Name, Geburtsdatum und Geburtsort) und zur Staatsangehörigkeit stützen sich auf die

Angaben der Eltern vor dem Bundesasylamt sowie auf die in Kopie vorgelegte Geburtsurkunde der römisch 40 römisch

40 , Einwohner- und Standesamt vom römisch 40 , an deren Echtheit und Richtigkeit keine Zweifel entstanden sind.

Die Feststellungen zur Ehe der Eltern des Bf. stützen sich auf die die in Kopie vorgelegte Heiratsurkunde der XXXX

XXXX, Einwohner- und Standesamt vom XXXX, an deren Echtheit und Richtigkeit keine Zweifel entstanden sind.Die

Feststellungen zur Ehe der Eltern des Bf. stützen sich auf die die in Kopie vorgelegte Heiratsurkunde der römisch 40

römisch 40 , Einwohner- und Standesamt vom römisch 40 , an deren Echtheit und Richtigkeit keine Zweifel entstanden

sind.

Die Feststellungen zu den Aufenthaltstiteln der Eltern des Bf. stützen sich auf die in Kopie vorgelegten Kopien der Rot-

Weiß-Rot Karten Plus und entsprechen dem Amtswissen.

Die Festestellungen zum gemeinsamen Familienleben stützen sich auf die Angaben im Verfahren sowie auf die

Eintragungen im Zentralen Melderegister.

III. Rechtliche Beurteilungrömisch drei. Rechtliche Beurteilung

Der Asylgerichtshof hat erwogen:

III.1. Anzuwendendes Rechtrömisch drei.1. Anzuwendendes Recht

1. In der gegenständlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr.

100/2005 in der geltenden Fassung, anzuwenden.1. In der gegenständlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des

Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der geltenden Fassung, anzuwenden.

2. Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG), BGBl. I Nr. 4/2008, und gemäß

§ 23 Abs. 1 AsylGHG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr.

51/1991, sowie die Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG), BGBl. Nr. 200/1982, alle in der jeweils geltenden

Fassung. An die Stelle des BegriDs "Berufung" tritt gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG mit Wirksamkeit ab 01.07.2008 der

BegriD "Beschwerde".2. Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG),

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, und gemäß Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG die Bestimmungen des

Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991,, sowie die

Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG), Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982,, alle in der jeweils geltenden Fassung.

An die Stelle des BegriDs "Berufung" tritt gemäß Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG mit Wirksamkeit ab 01.07.2008

der Begriff "Beschwerde".

Die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen über die Einrichtung des Asylgerichtshofes Pnden sich in den

Art. 129c ff.Die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen über die Einrichtung des Asylgerichtshofes Pnden

sich in den Artikel 129 c, ff.

B-VG.

3. Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die

Entscheidung durch Einzelrichter oder verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.3. Gemäß Paragraph 9,

Absatz eins, AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung

durch Einzelrichter oder verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

Gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a

vorgesehen ist, durch Einzelrichter über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.Gemäß Paragraph 61,

Absatz eins, ZiDer eins, AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, oder 3a

vorgesehen ist, durch Einzelrichter über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.

4. Da im gegenständlichen Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer Einzelrichterzuständigkeit iSd.

§ 61 Abs. 3 oder 3a AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenständliche Rechtssache dem nach der Geschäftsverteilung

des Asylgerichtshofes zuständigen Senat C10 zur Behandlung zuzuweisen.4. Da im gegenständlichen

Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer Einzelrichterzuständigkeit iSd. Paragraph 61, Absatz 3,

oder 3a AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenständliche Rechtssache dem nach der Geschäftsverteilung des

Asylgerichtshofes zuständigen Senat C10 zur Behandlung zuzuweisen.

5. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG iVm. § 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig
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oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Der Asylgerichtshof ist berechtigt,

sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu

setzen und den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.5. Gemäß Paragraph 66, Absatz 4, AVG in

Verbindung mit Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig

oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Der Asylgerichtshof ist berechtigt,

sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu

setzen und den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.

6. Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG 2005 kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der

Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei

ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 67d AVG.6. Gemäß Paragraph 41, Absatz

7, AsylG 2005 kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung

mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das

Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt Paragraph 67 d, AVG.

Im vorliegenden Fall konnte eine mündliche Verhandlung unterbleiben, weil der für die Entscheidung maßgebende

Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde sowie unter Berücksichtigung der Ergebnisse der

vom Asylgerichtshof von Amts wegen durchgeführten ergänzenden Ermittlungen zur allgemeinen Lage im

Herkunftsstaat geklärt erscheint.

III.2. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheidesrömisch drei.2. Zur Beschwerde gegen

Spruchpunkt römisch drei. des angefochtenen Bescheides

1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu

verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall

der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 idF FrÄG 2009 vorliegt.1. Gemäß Paragraph 10, Absatz eins, ZiDer 2, AsylG

2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf

internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung

des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9

Absatz 2, AsylG 2005 in der Fassung FrÄG 2009 vorliegt.

Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht

auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt (Z 1) oder diese eine Verletzung des Art. 8 EMRK

darstellen würden (Z 2). Gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 idF des Fremdenrechtsänderungsgesetzes 2011 (FrÄG 2011),

BGBl. I Nr. 38/2011, sind dabei insbesondere zu berücksichtigen:Gemäß Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005 sind

Ausweisungen nach Absatz eins, unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz

gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt (ZiDer eins,) oder diese eine Verletzung des Artikel 8, EMRK darstellen würden

(ZiDer 2,). Gemäß Paragraph 10, Absatz 2, ZiDer 2, AsylG 2005 in der Fassung des Fremdenrechtsänderungsgesetzes

2011 (FrÄG 2011), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011,, sind dabei insbesondere zu berücksichtigen:

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens;

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens;

der Grad der Integration;

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

Verstöße gegen die öDentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres

unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;
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die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen

Verzögerungen begründet ist.

Gemäß § 10 Abs. 3 AsylG 2005 ist die Durchführung einer Ausweisung für die notwendige Zeit aufzuschieben, wenn die

Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK

darstellen würde und diese nicht von Dauer sind.Gemäß Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 ist die Durchführung

einer Ausweisung für die notwendige Zeit aufzuschieben, wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in

der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer

sind.

Gemäß § 10 Abs. 4 AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets

auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den betreDenden

Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen.Gemäß Paragraph 10, Absatz

4, AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Absatz eins, ZiDer eins, verbunden ist, stets auch

als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den betreDenden Staat.

Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen.

Gemäß § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist über die Zulässigkeit der Ausweisung jedenfalls begründet, insbesondere im Hinblick

darauf, ob diese gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Ausweisung ist

nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht,

die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung

schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die

über ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§

51 D NAG) verfügen, unzulässig wäre.Gemäß Paragraph 10, Absatz 5, AsylG 2005 ist über die Zulässigkeit der

Ausweisung jedenfalls begründet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Paragraph 10, Absatz 2, ZiDer 2,

auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die

ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht

bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat-

und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches

Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, D NAG)

verfügen, unzulässig wäre.

Gemäß § 10 Abs. 6 AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach § 10 Abs. 1 AsylG 2005 binnen 18 Monaten ab einer

Ausreise des Fremden aufrecht.Gemäß Paragraph 10, Absatz 6, AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach Paragraph 10,

Absatz eins, AsylG 2005 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.

2. Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung

und ihres Briefverkehrs.2. Gemäß Artikel 8, Absatz eins, EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und

Familienlebens, ihrer Wohnung und ihres Briefverkehrs.

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der EingriD einer öDentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft,

insoweit ein EingriD gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft

für die nationale Sicherheit, die öDentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung

der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum

Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gemäß Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der EingriD einer

öDentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit ein EingriD gesetzlich vorgesehen ist und

eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öDentliche Ruhe

und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von

strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten

anderer notwendig ist.

3. Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann

ein ungerechtfertigter EingriD in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1

EMRK vorliegen. Daher muss überprüft werden, ob die Ausweisung einen EingriD und in weiterer Folge eine Verletzung

des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt:3. Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden

Maßnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann ein ungerechtfertigter EingriD in das Recht auf
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Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Artikel 8, Absatz eins, EMRK vorliegen. Daher muss überprüft

werden, ob die Ausweisung einen EingriD und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens

des Fremden darstellt:

3.1. Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (im Folgenden: EGMR) zu Art.

8 EMRK entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf Achtung

des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der BegriD des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK

umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern bzw. von verheirateten Ehegatten, sondern

auch andere nahe verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine hinreichende Intensität für die

Annahme einer familiären Beziehung iSd. Art. 8 EMRK erreichen. Der EGMR unterscheidet in seiner Rechtsprechung

nicht zwischen einer ehelichen Familie (sog. "legitimate family" bzw. "famille légitime") oder einer unehelichen Familie

("illegitimate family" bzw. "famille naturelle"), sondern stellt auf das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens ab

(siehe EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 454;3.1. Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes

für Menschenrechte (im Folgenden: EGMR) zu Artikel 8, EMRK entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem, dass das

durch Artikel 8, EMRK gewährleistete Recht auf Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie"

voraussetzt. Der BegriD des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und

(minderjährigen) Kindern bzw. von verheirateten Ehegatten, sondern auch andere nahe verwandtschaftliche

Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine hinreichende Intensität für die Annahme einer familiären Beziehung iSd.

Artikel 8, EMRK erreichen. Der EGMR unterscheidet in seiner Rechtsprechung nicht zwischen einer ehelichen Familie

(sog. "legitimate family" bzw. "famille légitime") oder einer unehelichen Familie ("illegitimate family" bzw. "famille

naturelle"), sondern stellt auf das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens ab (siehe EGMR 13.06.1979, Marckx,

EuGRZ 1979, 454;

18.12.1986, Johnston u.a., EuGRZ 1987, 313; 26.05.1994, Keegan, EuGRZ 1995, 113; 12.07.2001 [GK], K. u. T., Zl.

25702/94;

20.01.2009, Serife Yigit, Zl. 03976/05). Als Kriterien für die Beurteilung, ob eine Beziehung im Einzelfall einem

Familienleben iSd. Art. 8 EMRK entspricht, kommen tatsächliche Anhaltspunkte in Frage, wie etwa das Vorliegen eines

gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der Beziehung sowie das Interesse und die Bindung der Partner

aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere Umstände, wie etwa die Gewährung von

Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, X., Y. und Z., Zl. 21830/93; 22.12.2004, Merger u. Cros, Zl. 68864/01). So

verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente der Abhängigkeit, die über die übliche emotionale

Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europäische Menschenrechtskonvention3 [2008] 197 D.). In der bisherigen

Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche

zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-

Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel

bzw. Tante und NeDen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ

1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt

(vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde

von der Europäischen Kommission für Menschenrechte auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen

Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215).20.01.2009, Serife Yigit, Zl. 03976/05). Als Kriterien

für die Beurteilung, ob eine Beziehung im Einzelfall einem Familienleben iSd. Artikel 8, EMRK entspricht, kommen

tatsächliche Anhaltspunkte in Frage, wie etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der

Beziehung sowie das Interesse und die Bindung der Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere

Umstände, wie etwa die Gewährung von Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, römisch zehn., Y. und Z., Zl.

21830/93; 22.12.2004, Merger u. Cros, Zl. 68864/01). So verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente

der Abhängigkeit, die über die übliche emotionale Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europäische

Menschenrechtskonvention3 [2008] 197 D.). In der bisherigen Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem

Blickwinkel des Artikel 8, EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR

13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen

Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und NeDen bzw.

Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B

8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt vergleiche Baumgartner, ÖJZ



1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Europäischen

Kommission für Menschenrechte auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR

06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215).

Das Zusammenleben und die Bindung von Partnern, die auf einer gleichgeschlechtlichen Beziehung beruhen, fallen

jedoch nicht unter den BegriD des Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK (EGMR 10.05.2001, Mata Estevez, Zl. 56501/00).Das

Zusammenleben und die Bindung von Partnern, die auf einer gleichgeschlechtlichen Beziehung beruhen, fallen jedoch

nicht unter den Begriff des Familienlebens iSd. Artikel 8, EMRK (EGMR 10.05.2001, Mata Estevez, Zl. 56501/00).

3.2. Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, Zl. B 328/07 und Zl. B

1150/07, dargelegt hat, sind die Behörden stets dazu verpWichtet, das öDentliche Interesse an der

Aufenthaltsbeendigung gegen die persönlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Österreich am

Maßstab des Art. 8 EMRK abzuwägen, wenn sie eine Ausweisung verfügt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom

VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) fallbezogen

entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwägung zu beachten

sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung entgegen

steht:3.2. Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, Zl. B 328/07 und Zl. B

1150/07, dargelegt hat, sind die Behörden stets dazu verpWichtet, das öDentliche Interesse an der

Aufenthaltsbeendigung gegen die persönlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Österreich am

Maßstab des Artikel 8, EMRK abzuwägen, wenn sie eine Ausweisung verfügt. In den zitierten Entscheidungen wurden

vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR)

fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwägung

zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Artikel 8, EMRK einer

Ausweisung entgegen steht:

die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 31.01.2006, Rodrigues da

Silva und Hoogkamer, Zl. 50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, Zl. 11103/03, NVwZ 2005,

1046),

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ

1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, Zl. 50963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, Zl. 21830/93, ÖJZ 1998, 271) und

dessen Intensität (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl. 54273/00),das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR

28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, Zl. 50963/99, ÖJZ

2003, 344; 22.04.1997, römisch zehn, Y und Z, Zl. 21830/93, ÖJZ 1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 02.08.2001,

Boultif, Zl. 54273/00),

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens,

den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der

Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der

Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, Zl. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;

09.10.2003, Slivenko, Zl. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, Zl. 60654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch

VwGH 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124; 11.10.2005, Zl. 2002/21/0124),den Grad der Integration des Fremden, der sich in

intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der

Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert

vergleiche EGMR 04.10.2001, Adam, Zl. 43359/98, EuGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, Zl. 48321/99, EuGRZ 2006,

560; 16.06.2005, Sisojeva, Zl. 60654/00, EuGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124;

11.10.2005, Zl. 2002/21/0124),

die Bindungen zum Heimatstaat,

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der

öDentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, Zl. 61292/00), sowiedie

strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der

öffentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, Zl. 61292/00), sowie

auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres

https://www.jusline.at/entscheidung/587
https://www.jusline.at/entscheidung/588
https://www.jusline.at/entscheidung/587
https://www.jusline.at/entscheidung/588
https://www.jusline.at/entscheidung/35394
https://www.jusline.at/entscheidung/34673
https://www.jusline.at/entscheidung/35394
https://www.jusline.at/entscheidung/34673


unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, Zl.

44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 31.07.2008,

Omoregie ua., Zl. 265/07).

3.3. Nach der Rechtsprechung des EGMR sind die Staaten im Hinblick auf das internationale Recht und ihre

vertraglichen VerpWichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt und die Ausweisung von Fremden zu überwachen

(EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80 ua, EuGRZ 1985, 567; 21.10.1997, Boujlifa, Zl. 25404/94; 18.10.2006, Üner,

Zl. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 1638/03; 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07). Die EMRK garantiert Ausländern

kein Recht auf Einreise, Aufenthalt und Einbürgerung in einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl.

54273/00).

In Ergänzung dazu verleiht weder die EMRK noch ihre Protokolle das Recht auf politisches Asyl (EGMR 30.10.1991,

Vilvarajah ua., Zl. 13163/87 ua.; 17.12.1996, Ahmed, Zl. 25964/94; 28.02.2008 [GK] Saadi, Zl. 37201/06).

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines EingriDs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein

Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaDen, wobei er in beiden Fällen

einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begründet keine generelle VerpWichtung für den Staat,

Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenführungen zuzulassen. Jedoch hängt in

Fällen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreDen, die staatliche VerpWichtung, Familienangehörigen

von ihm Staat Ansässigen Aufenthalt zu gewähren, von der jeweiligen Situation der BetroDenen und dem

Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmaß des EingriDs in das Familienleben, der Umfang der

Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat unüberwindbare Hindernisse für das Familienleben

bestehen, sowie ob Gründe der Einwanderungskontrolle oder Erwägungen zum Schutz der öDentlichen Ordnung für

eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begründung

wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroDenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern

bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefällen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008,

Omoregie ua., Zl. 265/07, mwN).Hinsichtlich der Rechtfertigung eines EingriDs in die nach Artikel 8, EMRK garantierten

Rechte muss der Staat ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaDen,

wobei er in beiden Fällen einen gewissen Ermessensspielraum hat. Artikel 8, EMRK begründet keine generelle

VerpWichtung für den Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenführungen

zuzulassen. Jedoch hängt in Fällen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreDen, die staatliche

VerpWichtung, Familienangehörigen von ihm Staat Ansässigen Aufenthalt zu gewähren, von der jeweiligen Situation der

Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmaß des Eingriffs in das Familienleben,

der Umfang der Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat unüberwindbare Hindernisse für

das Familienleben bestehen, sowie ob Gründe der Einwanderungskontrolle oder Erwägungen zum Schutz der

öDentlichen Ordnung für eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei

dessen Begründung wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroDenen Personen ungewiss und dies den

Familienmitgliedern bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefällen eine Verletzung von Artikel 8, EMRK

bedeuten (EGMR 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07, mwN).

Die Ausweisung eines Fremden, dessen Aufenthalt lediglich auf Grund der Stellung von einem oder mehreren

Asylanträgen oder Anträgen aus humanitären Gründen besteht, und der weder ein niedergelassener Migrant noch

sonst zum Aufenthalt im Aufenthaltsstaat berechtigt ist, stellt in Abwägung zum berechtigten öDentlichen Interesse

einer wirksamen Einwanderungskontrolle keinen unverhältnismäßigen EingriD in das Privatleben dieses Fremden dar,

wenn dessen diesbezüglichen Anträge abgelehnt werden, zumal der Aufenthaltsstatus eines solchen Fremden

während der ganzen Zeit des Verfahrens als unsicher gilt (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi, 21878/06).

4. Dem Bf. kommt ein nicht auf das AsylG 2005 gestütztes Aufenthaltsrecht nicht zu, das eine Ausweisung gemäß § 10

Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 unzulässig machen würde.4. Dem Bf. kommt ein nicht auf das AsylG 2005 gestütztes

Aufenthaltsrecht nicht zu, das eine Ausweisung gemäß Paragraph 10, Absatz 2, ZiDer eins, AsylG 2005 unzulässig

machen würde.

5. Da in der gegenständlichen Rechtssache in Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides die Ausweisung des Bf.

aus dem österreichischen Bundesgebiet angeordnet und vorübergehend für unzulässig erklärt wurde, liegt ein EingriD

in das durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützte Recht und Familienleben vor und es war eine Interessenabwägung im Sinne

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10


des Art. 8 Abs. 2 EMRK durchzuführen.5. Da in der gegenständlichen Rechtssache in Spruchpunkt römisch drei. des

angefochtenen Bescheides die Ausweisung des Bf. aus dem österreichischen Bundesgebiet angeordnet und

vorübergehend für unzulässig erklärt wurde, liegt ein EingriD in das durch Artikel 8, Absatz eins, EMRK geschützte

Recht und Familienleben vor und es war eine Interessenabwägung im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK

durchzuführen.

6. Der Bf. wurde am XXXX im Bundesgebiet geboren und lebt als Kleinkind im gemeinsamen Haushalt mit seinen

Eltern. Dem Vater des Bf., der afghanischer Staatsangehöriger ist, kommt der Status eines subsidiär Schutzberechtigen

bezogen auf den Herkunftsstaat Afghanistan zu. Zudem verfügen sowohl der Vater als auch die Mutter, die seit XXXX

verheiratet sind, über einen Aufenthaltstitel (Rot-Weiß-Rot Karte Plus). Bei Wegfall der Voraussetzungen der

Aufenthaltsberechtigungen der Eltern hätte eine Ausweisung durch die Fremdenpolizeibehörden zu erfolgen. Durch

die von der belangten Behörde ausgesprochene Ausweisung - auch wenn sie vorübergehend für unzulässig erklärt

wurde - erscheint es daher möglich, dass der minderjährige Bf. aufgrund der asylrechtlichen Ausweisung das

Bundesgebiet ohne seine Eltern zu verlassen hätte. Da ein zwingendes öDentliches Interesse als Rechtfertigung für

einen EingriD in das durch Art 8 EMRK geschützte Recht auf Familienleben des Bf. als Kleinkind nicht zu erkennen ist,

war die erstinstanzliche Ausweisung des minderjährigen Bf. ersatzlos zu beheben (vgl. VwGH vom 12.12.2007,

2007/19/1054).6. Der Bf. wurde am römisch 40 im Bundesgebiet geboren und lebt als Kleinkind im gemeinsamen

Haushalt mit seinen Eltern. Dem Vater des Bf., der afghanischer Staatsangehöriger ist, kommt der Status eines

subsidiär Schutzberechtigen bezogen auf den Herkunftsstaat Afghanistan zu. Zudem verfügen sowohl der Vater als

auch die Mutter, die seit römisch 40 verheiratet sind, über einen Aufenthaltstitel (Rot-Weiß-Rot Karte Plus). Bei Wegfall

der Voraussetzungen der Aufenthaltsberechtigungen der Eltern hätte eine Ausweisung durch die

Fremdenpolizeibehörden zu erfolgen. Durch die von der belangten Behörde ausgesprochene Ausweisung - auch wenn

sie vorübergehend für unzulässig erklärt wurde - erscheint es daher möglich, dass der minderjährige Bf. aufgrund der

asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne seine Eltern zu verlassen hätte. Da ein zwingendes öDentliches

Interesse als Rechtfertigung für einen EingriD in das durch Artikel 8, EMRK geschützte Recht auf Familienleben des Bf.

als Kleinkind nicht zu erkennen ist, war die erstinstanzliche Ausweisung des minderjährigen Bf. ersatzlos zu beheben

vergleiche VwGH vom 12.12.2007, 2007/19/1054).

Schlagworte

Ausweisungsverfahren, Bescheidbehebung, bestehendes Familienleben, Minderjährigkeit
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